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die Ocenpation Schleswigs den wahren Intereſſen Oeſterreichs 
nicht entſpreche, den Weltfrieden nicht ſichere, und das Haus 
jede Verantwortung für die Folgen ablehne, mit 18 gegen 16 
Stimmen angenommen. Wiederholt. ] (Dep. d. Bresl. Ztg.) 

Hamburg, 25. Jan. Den „Hamb. Nachr.“ iſt eine ſcharfe 
offieibſe Widerlegung der in der letzten Murray'ſchen Note enthaltenen 
Behauptungen und der den Bundescommiſſären gemachten Vorwürfe 
zugegangen, mit der Andeutung, die Bundescommiſſäre würden jene 

Vorwürfe zum Gegenſtande einer energiſchen Klageführung beim Bun⸗ 
destage machen. 

Kiel, 25. Jan. Geſtern kam mit Hilfe von Arbeitern, welche 
eine Rinne durch das Eis brachen, ein großes engliſches Dampfſchiff 
in den biefigen Hafen. 

München, 25. Jan. Die Nachricht der „Südd. Ztg.“, daß 
Baiern mit Oeſterreich über die ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenbeit 
unterhandle und bereit ſei, wenn die Großmächte Holſtein dem Herzog 
Friedrich überlaſſen wollten, über Schleswig auf einer Conferenz zu 
unterhandeln, wird von der „Baieriſchen Ztg.“ für ganz unbegründet 
erklärt. 

. —ʃ, ?— nerE Tg; 
| Preußen. 

Candtags⸗Perhandlungen. 

32. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (25. Januar.) 

Die Tribünen ſind dicht gefüllt; am Miniſtertiſche: Graf Itzenplitz und 
ein Regierungscommiſſarius. ! 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr und theilt zus 
nächſt mit, daß fernere Adreſſen in Betreff Schleswig⸗Holſteins eingegangen 
ſeien, ſondann nach Erledigung einiger geſchäftlichen Angelegenheiten, daß 

ibm ſeitens des Präſidiums des Herrenhauſes angezeigt worden ſei, das 
| Herrenhaus habe dem Geſetzentwurfe über das Zuſammenſtoßen der See⸗ 
ſchiffe ꝛc. in der vom Haufe der Abgeordneten beſchloſſenen Form feine Ge: 
nehmigung ertheilt. Ferner ſei ihm ein Schreiben des Präſidiums des Her: 
renhauſes aud Heng worin ihm mitgetheilt werde, daß das Herrenhaus 
dem aus den Berathungen des Abgeordnetenhauſes hervorgegangenen Ge⸗ 
ſetze über den Staatshaushalts⸗Etat für das Jahr 1864 feine Zuſtimmung 
verſagt und gleichzeitig den beiden Häuſern des Landtags vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurf der Regierung vom 12. November 1863 im Ganzen angenommen 
babe. Unter Anerkennung, daß es wünſchenswerth ſei, die Löhne der Un⸗ 
teroffiziere und Soldaten zu erhöhen, die 1 vertrauensvoll 
der Regierung anheim zu geben ſei, hat der Mräftvent des Herrenhauſes die⸗ 
fer Mittheilung ein Exemplar des fo angenommenen Geſetzentwurfes zur 

e. und weiteren Veranlaſſung für das Abgeordnetenhaus bei⸗ 

gefügt. Der Präſident fährt nach Verleſung tiefes Schreibens fort: Meine 

Herren! Ich bin der Anſicht, daß nach der Berfaſſung ein Staatshaushalts⸗ 
Etat vor dem Jahre 1 u Stande kommen muß, und daß folgerecht das 
Haus der Abgeordneten, ehe das Geſetz zu Stande — 1 5 iſt, über⸗ 
b t nicht entlaſſen werden kann. (Bravo.) Gleichwohl habe ich mit 
Jdücht darauf, daß uns jetzt von dem Herrn Präſidenten des Herrenhau⸗ 
ſes der Beſchluß deſſelben zur weiteren Veranlaſſung überwieſen worden ift, 
Ihnen den Dan, au machen, Be dieſes Schreiben mit dem Geſetz⸗ 
Entwurfe und der Anlage an die Budgetcommiſſion zur Berichterſtattung 

und zwar noch in der heutigen Sitzung zu überweifen, und daß die Mit⸗ 

glieder der Commiſſion die heutige Sizung verlaſſen, um uns noch heute 
einen beſtimmten Antrag ür bein zu können, und daß wir gleichwohl in der 

Zwiſchenzeit in der von mir beſtimmten Tagesordnung vorgehen. 

Abg. v. Gottberg (zur Geſchäftsordnung): Das Haus dürfe nach 1 

der Geſchäſtsordnung nur über ſolche Gegenſtände verhandeln, welche auf der 

Tagesordnung fteben, er halte deshalb das vom Präſidenten vorgeſchlagene 

Verfahren für nicht zuläſſig. — Präſident Grabow: Das Haus hat die Ge⸗ 

ſchäftsordnung ſich ſelbſt gegeben und hat fie auch ſelbſt auszulegen. Im 

Jahre 1862 hat es in einem gleichen Falle in der Weiſe gehandelt, wie er 

heut vorzugehen vorſchlage. Ich bin der Anſicht, daß wir es uns und dem 

Lande ſchuldig ſind, uns hier noch eilig über dieſen Gegenſtand zu verſtän⸗ 
digen (Bravoſ. — Abg. v. Gottberg: Schon im Jahre 1862 habe die con⸗ 
ſervative Partei gegen ein ſolches Verfahren Proteſt eingelegt und die Sitzung 

verlaſſen. Natürlich bleibe der Minorität auch heute nichts Anderes übrig, 

als zu proteſtiren, wenn die Majorität in ſolcher Weiſe In Macht ausübe. 

— Der Präſident ſtellt den von ihm gemachten Vorſchlag zur Abſtim⸗ 
mung, und das Haus nimmt denſelben mit großer Majorität an. (Dagegen 

ſtimmen nur die Conſervativen und einige Mitglieder der katholiſchen Fraction.) 

— Die Mitglieder der Commiſſion verlaſſen darauf den Saal. 

Eine in Betreff der Wiedereröffnung des Gymnaſiums in Trzemeszno 
eingebrachte Reſolution wird der Unterrichts⸗Commiſſion überwieſen. — Vor 
dem Eintritt in die Tagesordnung erhält der Abg. Sulerzycki das Wort, 
welcher unter großer Unruhe des Hauſes eine Stelle aus einer früher von 
ihm gehaltenen Rede verlieſt. Trotzdem der Präſident mehreremal ihm Gehör 
zu verſchaffen verſucht, bleiben ſeine Worte doch vollſtändig unverſtändlich. 

Das Haus geht hierauf 1 Berathung des Berichts über die Militär⸗ 
vorlage über, und wird die General⸗Discuſſion geſchloſſen. 

Reg.⸗Commiſſar Oberſt Boſe verlieſt eine Erklärung des Kriegsminiſters, 
in welcher dieſer erklärt, daß er, da er keinen Erfolg fur das — — * 

men des vorgelegten gie 25 erwarten könne, auf eine Fortſetzung der 
Debatte verzichte. Da auf dieſe Weiſe eine Löſung des Conflictes nicht mög⸗ 
lich ſei, ſo müſſe die d die Reorganiſationsfrage als eine reine 
Bud ge betrachten, und habe jetzt, nachdem das Budget abgelehnt ſei, 
kein de pole an einer weiteren Verhandlung mehr. — Der Schluß der durch 

die Re 1425 Reg.⸗Commiſſarius wieder eröffneten General-Discuffion wird 
auf's 8 Reg. Gong, — Abg. Graf Schwerin: Er habe ſich während der 

Rede de ira arius das Wort zur General⸗Discuſſion erbeten, da 
er eine Erwi daß = vie für nothwendig halte. — Abg. Dr. Waldeck 
ift der Anſicht, daß dieſe Erwiderung füglich dem Berichterſtatter überlaſſen 


a 2 Dr. ee 

ET : Der Kriegsminiſter hat die Darſtellung des 

Commiſſtonsberichte gun it keateandige. 220 und panleliſce ger 
nannt. Dieſe Darftellung iſt feine pragmatifce, ſondern eine ſchlichte, Hifto: 
Ache Darlegung bed Verlaufs der Militärfrage, fußend auf authentischen 
Staatsurkunden. Der Kriegs miniſter hat in der Commiſion mit keinem Wort 
ſich über die Widerſprüche erklärt die in den bisherigen Erklärungen der Re⸗ 
gierung enthalten ſind. Redner weiſt dieſe Widerſprüche nach, indem er die 
in der Reorganiſationsfrage ſeitens der Regierung in den perſchiedenen Sta⸗ 
dien abgegebenen Erklärungen durchgeht. Dieſe Widerſprüche laſſen ſich nicht 
fortleugnen, und wenn der Kriegsminiſter ſie nicht ſeben will, ſo kommt das 
daher, weil er feine taktiſchen Dispoſitioren geändert habe, 

Er glaubte ſicherlich, mit der Reorganiſation ein zuverläßigeres Heer ſchaf⸗ 
fen zu können und wollte gleichzeitig, wie man geſagt, gegen die Revolution 
und die Demokratie kämpfen, und ich muß geſtehen, daß er dieſe taktiſche 
Dispoſition mit Geſchick und Confequenz, pertheidigt hat, fo daß felbft die 
Commiſſtonen zur äußerſten Vorſtebt genöthigt 701 d Im Kriegsminiſter 

"ft es aber dabei ergangen wie manchem Genera 0 lan fen Feile den er 
bekämpft, verkannt hat. Er hat die Revolution zu be ale geglaubt, und 
ſeine Disposition war gegen Geſetz und Verfaſſung ben et, Ari ba 
Bravo). Wohrlich nicht die Revolution iſt in unſerem Lan 7 7 2 kämpfen: 
lein Monarch hat ein loyaleres, königstreueres Volk gehabt, a 5 gl Wil⸗ 

beim J. bei feiner Thronbefteigung. (Lebhaftes Bravo.) Das Volt hat fich 
nicht geandert, aber wohl die Regierung in den letzten Jahren. (Stürmiſcher 

Beifall) Der Kriegsminiſter nimmt überhaupt dieſem Haufe gegenüber eine 

privilegirte Stellung ein; er ift Soldat und für Soldaten gilt die 1000 jäh⸗ 
rige Rechtsvermuthung, daß ſie vom Rechte nichts zu wiſſen brauchen, daß 

ſie immer bona fide ſind. Aber dieſe perſönliche bona fides des Kriegs mi⸗ 

niſters kann doch nichts an der Verfaſſung und dem Geſetze des Landes 


ändern. Es iſt überhnupt eine eigenthümliche Erſcheinung, daß in dieſer 


Militärfrage, welche die Lebensbedingung des preußiſchen Staates ſo tief 
berührt, die andern Reſſorts ganz unvertreten ſind, daß ſich ſeit Jahren weder 
der Finanzminiſter, noch der Miniſter des Innern daran betheiligen, und 
daß der Juſtizminiſter in dem Augenblicke verſchwunden iſt, wo der Kriegs⸗ 
miniſter die Theorie entwickelte, daß in der Geſetzſammlung publicirte Geſetze 
durch einſeitige königliche Befehle aufgehoben werden können. (Bravo). 

Ich habe jo viel Reſpett vor der Ehren haftigkeit der preußiſchen Beamten, 
daß ich glaube, es würde kein Juſtizminiſter ſich finden, der es wagte, ohne 
zu — se die rechtlichen Ausführungen, welche wir von dem Kriegsminiſter 
gehört haben, zu vertheidigen. (Lebhafter Beifall.) Es liegt dieſes Ver⸗ 
bältniß in dem Weſen einer Kabinetsregierung, daß durch einen einfachen 
Wechſel der Rollen Geſetz und Verfaſſung des Landes auf den Kopf geſtellt 
wird, ſo daß der Diplomat das Finanzrecht, der Kriegsminiſter das Geſetz 
des Landes auslegt. Schon Stein hat eine ſolche Regierungsmanier mit 
den derbſten Ausdrücken gebrandmarkt. Nur mit zwei Worten hat ſich der 
Kriegsminiſter über den Vorwurf ausgeſprochen, daß die Reorganiſation mit 
den Geſetzen des Landes im Widerſpruch ſtehe, er hat ihn eine tendenzidſe 
Parteianſicht genannt, die den Sturz der Miniſter bezwecke. Das alſo ſoll 
Parteianſicht fein, was in feierlicher Stunde als Landesgeſetz bingeſtellt 
wurde! Dieſes Geſetz, an dem wir feſthalten, ſollte der Dank des Hauſes 
Hohenzollern an das Land ſein für die in der Gefahr geleiſtete Hilfe. Jenes 
Landesgeſetz, das die allgemeine Wehrpflicht einführt, und welche man als 
Motiv der Reorganiſation anführt, enthält die Worte, daß die Wehrpflicht 
nach Maßgabe des Geſetzes ausgeführt werden ſoll, nicht aber, wie ſich das 
vielleicht in Rußland denken ließe, daß das ganze Land dem alleinigen Ber 
lieben der Vermaltung preisgegeben und ein allgemeines Rekrutendepot ſein 
ſoll. (Lebhaftes Bravo.) Und nicht nur das Geſetz, ſondern auch eine fünf⸗ 
zigjährige Praxis ſpricht gegen die Reorganiſation. Endlich aber widerſpricht 
die Art und Weiſe, in der man zuerſt die Creditbewilligung verlangt und 
nachher interpretirt hat, auf das Entſchiedenſte dem Wesen der Monarchie, 
dem Geſetze, das in keinem Lande erſt publicirt zu werden braucht, dem ewi⸗ 
gen Sittengeſetze der Wahrheit. (Stürmiſcher Beifall!) 

Nach dreimaligen Neuwahlen, in denen das Volk dieſelben Vertreter bier⸗ 
ber geſendet hat, nachdem Volksvertretung und Land nichts weiter verlangen, 
als die Wiederherſtellung des geſetzlichen Zuſtandes, der 50 Jahre hindurch 
für König und Volk bindend geweſen iſt, beſchuldigt uns der Miniſter ten⸗ 
denziöſer Parteinahme und der alleinigen Abſicht, die Miniſter zu ſtürzen. 
Ich glaube es wohl von der Mehrheit dieſes Hauſes verſichern zu tönnen, 
daß jeder Mann von Einſicht und Charakter ſich dafür bedanken wird, der 
4 5 dieſer Herren (auf die Miniſterſtühle deutend) zu werden. (Leb⸗ 
Bahre rabo.) Man beſchuldigt uns, daß wir das Land und die Armee 
wehrlos machen wollen, uns, die wir nur die alte Heeresverfaſſung wollen, 
die ſich unter zwei Königen bewährt hat und der Stolz und die Kraft ves 
preußiſchen Staates geweſen iſt. Beſchuldigt man nicht damit die Könige 
Friedrich Wilhelm III. und Friedrich Wilhelm IV., daß ſie das Land 50 Jahre 
bindurch webrlos gelaſſen haben! (Lebhafter Beifall.) Wahrlich die Entſitt⸗ 
lichung iſt nie ſo tief geweſen, als ſie ſich in der Behauptung offenbart: die 
fünfzigjährige Verfaſſung der Armee habe das Land wehrlos gemacht 
(Stürmiſcher Beifall.) Ich weiß wohl, wir ſtehen vor dem Entſcheidungs⸗ 
fampfe, und ich glaube und kann wohl behaupten, daß nichts die ſittlichen 
Wurzeln der Monarchie mehr untergraben kann, als old’ ein Vorgehen. 
Wahrlich, wenn noch ein Rückzug möglich wäre, das wäre keine Niederlage 
der Monarchie, ſondern die höchſte Bethätigung der althergebrachten Eigen⸗ 
thümlichkeit des 1 7 Hauſes der Hohenzollern, der Achtung der Hohen⸗ 
zollern vor dem ſelbſt gegebenen Recht! (Anhaltender, ſtürmiſcher Beiſall.) 
Es wäre dies der höchſte Sieg in einer deutichen Monarchie, ein Sieg über 
blinde Leidenſchaft und verbrecheriſche Rathſchläge. (Anhaltender, ſtürmiſcher 
Beifall.) Hat doch ſelbſt Napoleon J., als er hingeriſſen von Leidenſchaft 
a das Geſetz vorgehen wollte, den Vorſtellungen eines deutſchen Generals 
u gegeben, der ihm mit den Worten entgegentrat: Votre Majeste va fu- 


siler la loi! 

Präſident: Der Herr Vorſitzende der Budget⸗Commiſſion theilt mir fo 
eben mit, daß die Commiſſion ihren Auftrag erlepigt Tan tbeilt mi Ai 
die Berathung jetzt unterbrechen, um den Bericht der Budget⸗Commiſſion 
entgegenzunehmen. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Die Budget⸗Commiſſion ſchlägt dem Hauſe 
eine Reſolution vor über die Beſchlüſſe des Herrenbauſes. Ref. iſt der Abg. 
v. Forckenbeck, welcher zur mündlichen Berichterſtattung bereit iſt. — Ref. 
Abg. v. Forckenbeck: Die Commiſſion ſchlägt Ihnen folgende Reſolu⸗ 
tion vor: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu erklären: 1) der von 
dem Herrenhauſe in ſeiner Sitzung vom 23. Januar d. J. gefaßte Beſchluß, 
durch welchen daſſelbe nach Ablehnung des von dem Hauſe der Abgeordneten 
beſchloſſenen Staatshaushaltsetatsgeſetzes für das Jahr 1864 den dem Her: 
renhauſe verfaſſungsmäßig nicht vorliegenden Budgetentwurf der k. Staats: 
tegierung im Ganzen angenommen hat, verjtößt gegen den Art. 62 der Ver⸗ 
faſſung, und iſt deshalb null und nichtig; 2) das Herrenhaus hat durch 
dieſen Beſchluß das wichtigſte Recht des Abgeordnetenhauſes verletzt, und 
gleichzeitig durch die Ablehnung des von dem Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen 
Staatshaushaltsetats der l. Staatsregierung die verfaſſungsmäßige Befugniß 
entzogen, die darin bewilligten Ausgaben im Betrage von 137,971,941 Thlr. 
I leiſten; 3) die k. Staatsregierung macht ſich eines offenen Berfaj: 

ungsbruches ſchuldig, wenn dieſelbe fortfährt, ohne Zuſtimmung 

beider Häuſer des Landtages über die Mittel des Staates eigenmächtig zu 

verfügen; 4) jede Anleihe — in welcher Form es auch ſei — die ohne Ge⸗ 

nehmigung der Landesvertretung für den Staat aufgenommen werden ſollte, 

it berfalfungsmtarig und für den preußiſchen Staat allezeit under: 
indlich.“ 

Mit Rückſicht darauf, daß die verfaſſungsmäßige Exiſtenz des Hauſes wohl 
nur noch von kurjer Dauer ſein wird, werde ich mich in der Begründung der 
Reſolution kurz faſſen. Die erſte Reſolution wiederholt den Beſchluß des 
Hauſes vom 13. Oktober 1862. Durch den Beſchluß, welchen das Herren⸗ 
haus über den von der Staatsregierung vorgelegten Etatsgeſetzentwurf ge⸗ 
faßt hat, wird Artikel 62 der Verfaſſung verletzt; einmal ſoll der Etat uns 
zuerſt vorgelegt werden, daraus folgt, daß das Herrenhaus den Etatsentwurf 
nur wie er aus unſern Beſchlüſſen hervorgegangen iſt, in Berathung nehmen 
darf. Gegen dieſe Beſtimmung hat das Herrrenhaus gefehlt, indem es den 
Entwurf der Regierung angenommen hat. Es hat das Herrenhaus die wich⸗ 
tigſte Prärogative des Abgeordnetenhauſes verletzt und dagegen müſſen wir 
uns verwahren. Nach dem klaren Wortlaut des Art. 99 der Verfaſſung in 
Verbindung mit Art. 104 hat die Regierung nur ein Recht, über die Staats⸗ 
gelder f. verfügen, wenn ſie durch das Geſetz mit dieſer Bergung beauf⸗ 
tragt iſt. Das Hertenhaus bat die von uns bewilligten 137 
Millionen verworfen und die Staatsregierung hat nicht die 
Befugniß, auch nur einen Pfennig davon auszugeben. Die Ver⸗ 
faſſung läßt für dieſen Fall, um die verfaſſungsmäßige Forteriftenz des 
Staates zu ſichern, einen Ausweg zu. habe nicht zu unterſuchen, ob die 
Staatsregierung dieſen Ausweg ergreifen will, thut ſie es nicht, ſo macht ſie 
fi des offenen Verfaſſungsbruches ſchuldig und das muß dem Lande gegen: 
über conftatirt werden. (Bravo.) Man lann eine Anleihe in verſchiedenen 
Formen contrabiren; man kann fie im Lande und im Auslande contrahiren. 

Wir haben gehört, daß der Miniſterpräſident die Mittel nehmen will, wo 
er ſie finde; wir haben die Erklärung im Herrenhauſe bei dem Adreßentwurf 
vernommen, wir haben in conſervativen Blättern eine Kron⸗Anleihe erörtert 
gefunden. Damit Niemand im Inlande und Auslande darüber im Unklaren 
iſt, darum ſoll ausgeſprochen werden, daß eine ſolche Anleihe für alle Zeiten 
unverbindlich iſt und von keiner künftigen Landesvertretung irgendwie re⸗ 
ſpectirt werden wird. (Bravo.) — Abg. Behm ſtellt den Antrag: 
über die Reſolution ohne Diskuſſion abzuſtimmen. Der Antrag wird 
angenommen. Vasen die Conſervativen, 7 und die Altlibe⸗ 
ralen.) — Abg. Wagener (Neuſtettin): Er und ſeine Freunde behandelten 
die ganze Frage in der jetzigen Situation als eine untergeordnete, und es 
hätte nicht erſt der Ausführung des Ref. um. Gneiſt bevurft, um zu wiſſen, 
daß alle dieſe Detailfragen, gegenüber dem Charakter, den der 00 ange⸗ 
nommen habe, nur von einer untergeordneten Bedeutung ſeien. Es handelt 
ſich hier um einen Enſcheidungskampf und nicht mehr um ein Prinzip 
ſech für derpſſ Ruf: zur Geſchä . Nichts deſto weniger halte er 

ch für verpflichtet, von ſeinem Rechte hier Gebrauch zu machen, und einen 
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Zeitung 


en Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Bofl- 
Unſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſchelnt. 


Dinstag, den 26. Januar 1864. 


Proteſt einzulegen gegen die Art und Weiſe der Behandlung dieſes Antra⸗ 
ges. Er glaube, daß die Majorität des Hauſes nicht die Berechtigung habe, 
ſich durch ihren Beſchluß über ihre eigene Geſchäftsordnung hinwegzuſetzen 
und er proteſtire gegen eine Verhandlung, die er ſeinerſeits für null und 
nichtig erklären müſſe. Die Geſchäftsordnung gebe für ein ſolches Verfahren 
keinen Anhalt, ſo wie dafür, daß eine Diskuſſion, bevor ſie eröffnet auch wie⸗ 
der geſchloſſen werden könne. Das Haus hätte mindeſtens im Beſitze der 
Reſolution ſein müſſen, bevor darüber abgeſtimmt werde. Er und ſeine 
Ba erklärten den Beſchluß des Hauſes für durchaus nicht zu Recht be: 
tehend und ungerechtfertigt. (Bravo rechts.) 

Präſident Grabow erklärt, daß das Verfahren nach § 18 der Geſchäfts⸗ 


ordnung zuläſſig ſei und daß vor zwei Jahren ebenſo verfahren ſei. Er 


könne deshalb den Proteſt des Vorredners nicht annehmen. 

Graf Schwerin ſchließt ſich trotz der Erklärung des Präſidenten dem 
Proteſte der conſervativen Partei an, da die Behandlung des Gegenſtandes 
nicht der formellen Geſchäftsordnung entſpricht. Er hätte dafür geſtimmt, das 
Schreiben des Herrenhauses einfach zu den Acten zu legen. Was die letzten 
beiden Sätze der Reſolution anbelangt, ſo ſei er der Sache nach einverſtanden, 
könne jedoch die formelle Behandlung nicht allſeitig anerkennen, und müſſe 
deshalb wache ſtimmen. 

Abg. Waldeck bemerkt gegon den Proteſt des Abg. Wagener, daß der 
Beſchluß kein geſchä tsordnungswidriger ſei, da das Haus zu befinden habe, 
auf welche Weiſe ein Antrag erledigt werden ſoll. Die Erörterung des Re⸗ 
ferenten ſei übrigens eine Diskuſſion, und wenn das Haus ſich damit befrie⸗ 
digt erkläre, jo genüge dies. — Abg. v. Bethuſy⸗Huc ſchließt ſich dem 
Proteſt der conſervativen Partei an, obgleich er das Recht des Herrenhauſes 
zu dem gefaßten Beſchluß für ſehr zweifelhaft hält. — Abg. v. Gottberg 
macht darauf aufmerkſam, daß der Staatsregierung vorher von der T.⸗ O. 
Kenntniß gegeben werden muß. — Abg. v. Bockum⸗Dolffs macht darauf 
aufmerkſam, daß die Brnachrichtigung abgegangen ſei, und die Mitglieder des 
Miniſteriums in der Sitzung des Hauſes anweſend ſeien. — Handelsminiſter 
Graf Itzenplitz: Das was der Vorſitzende der Commiſſion eben geiagt, jei 
richtig, es ſei eine Benachrichtigung an das Minifterium ergangen. Dies 
konne aber eine Mitwirkung der De ierung nicht erſetzen, ſondern es müſſe 
der Staatsregierung auch Zeit dag werden, die Commiſſion zu beſchicken 
und ſich an der Diskuſſiou im Hauſe zu betheiligen. Wenn das Haus einen 
Beſchluß faſſe ohne Diskuſſion und ohne daß die Regierung Gelegenheit habe, 
ihre Anſicht mitzutheilen, ſo ſei das entſchieden gegen die Geſchäftsordnung, 
und auch er müſſe entſchieden Bagegen proteſtiren. Auch er halte dafür (mit 
a Stimme), daß ein ſolcher Beſchluß null und nichtig ſei. (Bravo 
und Ziſchen. 5 

g. Oſterratb hält es für nöthig, daß, wenn keine Discuffion ſtatt⸗ 
findet, eigentlich Einſtimmigkeit herrſchen müſſe. Er bittet, die Reſolution zu 
theilen, da er mit einigen Punkten nicht einverſtanden ſei, und deshalb ſonſt 
gegen die ganze Reſolution ſtimmen müßte. — Abg. Virchow giebt zu, 
daß unter gewöhnlichen Verhältniſſen eine andere Auslegung zuläſſig wäre; 
jetzt aber ſei die Lage eine andere, da der Präſfident, wie ſchon neulich ers 
wähnt, nie wiſſe, was in Bezug auf die Dauer des Hauſes beſchloſſen ſei, 
dadurch ſei das Haus in die Nothwendigkeit verſetzt, und es ſei verpflichtet, 
die heiligſten Rechte des Landes zu vertheidigen. Formell ſei der Geſchäfts⸗ 
ordnung 25 110 — Miniſter Graf Itzenplitz proteſtirt noch einmal im 
Namen des Miniſteriums. — Abg. Graf Schwerin iſt der Anſicht, daß 
die Sachen, welche in der Reſolution enthalten ſei, ganz ſelbſtverſtändlich ſind. 
Jeder im Lande iſt davon überzeugt, und er glaube, es könne dem Haufe 
ſchaden, einen turbulenten Beſchluß in ſo wichtiger Sache zu faſſen. — Abg. 
v. Hoverbeck macht darauf aufmerkſam, daß der Graf Schwerin im Jahre 
1862 die gleiche Behandlung für gerechtfertigt erklärt habe. Was den Pro⸗ 
teſt des Handelsminiſters anbetrifft, jo hätte er ja durch Ergreifung des 
Wortes die Discuſſion eröffnen können. — Miniſter Graf Itzenplitz iſt der 
Anſicht, daß der Antrag in der Commiſſ. nicht hätte ohne Finanzminiſter be⸗ 
rathen werden können. Abg. Dr. Wal deck führt noch einmal ausführlich aus, 
daß der Geſchäſtsordnung vollſtändig genügt ſei; was die Anweſenheit der 
Miniſter anbetreffe, ſo beziehe ſich das auf ſolche Geſetzesvorlagen, welche die 
Regierung gemacht habe, oder wenn die Commiſſion eine Yufflärung bon 
ihr 1 spe An ae: 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs macht darauf aufmerkſam, daß man ganz 
fo wie im Jahre 1862 verfahren ſei. enn — 1 ab mitteilen 
wolle, wenn das Haus geſchloſſen werde, dann ſei es vielleicht möglich dieſe 
Debatte auf morgen zu verſchieben. — Abg. Schulze Berlin): „Es handle 
ſich nicht um einen legislativen Act, ſondern um die Wahrun ſeiner ver⸗ 


letzten Prärogative, und darüber hat das Haus ſelbſtſtändig zu berathen und 


zu beſchließen. Das Land erwarte Beſchlüſſe ohne viel Reden und in ſolchem 
Ball, wo es ſich um feine heiligſten Rechte handle. Grade um unjere Stel» 
ung zu wahren, müſſe man ohne Discuſſion beſchließen. — Abg. Graf 
Schwerin jagt, daß er eine andere Anſchauung von dem Rechte des Landes 
habe, als der Vorredner. Er hält eine Vertagung auf morgen für wünſchens⸗ 
werth. Dann könne die Regierung nicht ſagen, daß ſie nicht gehört worden 
ſei, und das Haus habe, wenn es morgen nicht mehr Pen ſei, doch 
dem Volke gegenüber ſeine Pflicht gethan. Die beiden letzten Reſolutionen 
gingen weiter als der Beſchluß des vorigen Jahres. — Abg. v. fer 
bed macht darauf aufmerkſam, daß die früheren Bräcevengrälle 

jene: Verfahren entſchieden, und daß Graf Schwerin jih damals ohne Bros 
teſt dem gefügt habe. — Abg. Oſterrath tritt den Ausführungen des Abg. 
Schwerin darin bei, daß die beiden letzten Reſolutionen weiter gingen, als 
der Beſchluß des vorigen Jahres. — Abg. v. Blanckenburg: würde 
ſich darüber freuen, wenn die Reſolutionen angenommen würden; ſie würden 
ein praktiſcher Commentar zu der ſittlichen Entrüſtung des Abgeordneten⸗ 
hauſes, über die 6 ſein (die übrigen Worte des Redners ver⸗ 
hallen in dem Rufe: das iſt nicht zur Geſchäftsordnung). Der Bräfident 
erklärt ebenfalls, daß der Redner über die Schranken einer Bemerkung zur 
Geſchäftsordnung hinausgehe. —— v. Blanckenburg fortfahrend: Er 
wiederhole, daß er ſich über die Annahme der Reſolutionen freuen würde 
und habe ſich deshalb die Brille 4 A (Laute Unterbrechung, allgemeine 
Rufe des Unwillens, in denen die Worte des Redners verhallenj. 

Referent Abg. v. Forckenbeck: In Folge der Aeußerungen des Hrn. 
Handelsminiſters richte ich hiermit ausdrücklich die Frage an die anweſenden 
Vertreter der Staatsregierung, ob die Staatsregierung bereit iſt, ſich morgen 
an einer Berathung der Budgetcommiſſion über die Reſolutionen zu bethei⸗ 
ligen. Nach einer kurzen Pauſe nimmt das Wort der Präſident Grabow: 
Aus dem Schweigen der anweſenden Miniſter auf die ausdrückliche 
pellation des Referenten der Budgetcommiſſion entnehme ich, daß das Haus 
binnen ſehr kurzer Zeit geſchloſſen werden wird. Ich muß bier zu em 
Bedauern nochmals conſtatiren, daß unter dem gegenwäriigen i 
der früher nicht dageweſene Brauch ſich eingeſchlichen hat, der zugleich bes 
weiſt, wie wenig Achtung die Regierung vor dem Präſidenten ch Hauſes 
und dem Haufe ſelbſt hat, daß der Präſident nicht von den Beſchlüſſen des 
Staatsminiſteriums hinſichtlich der Vertagung, Scliepung oder Auflöfun 
vorher in Kenntniß geſetzt wird (Lebhafte Zuſtimmung). Zur Sache ſelb 
muß ich die erhobenen Proteſte als unbegründet zurückweiſe n, da das Haus 
in allen den Fällen, wo die Geſchäftsordnung keine beſondere oder eine zwei⸗ 
felhafte Beſtimmung zn. der eigene Interpret feiner Geſchäftsordnung 
" RT mich der Entſcheldung deſſelben ſelbſt zu fügen habe 

eifall). 

Ein Antrag auf namentliche Abſtimmung erhält nicht ausreichende Uns 
Unterſtutzung; darauf wird die vom Abg. Oſterrath beantragte Theilung der 
Abſtimmung über die einzelnen Reſolutionen 


felbft werd beſchloſſen. 

Bei der Abſtimmung ſelbſt werden die J., 2. und 4. Reſolution v 
ganzen Haufe mit Ausnahme der Feudalen und einiger Aae, die dritte 
gegen ‚Die. NEL 8 9 Ratboliten und der altliberalen Mitglieder 
ngen 9 3 j 
Refolution entfernt, bat ſich nach der Abſtimmung über die erfte 


Der Minifter des Innern, Graf Eulenburg, verwahrt ſich gegen die 
7 


vom Präſidenten des Hauſes gerügte Rückſichtsloſigkeit. Es ſei übli 
die e der Häufer vorher durch . bon l. Bolsa mitgetheilt 
ner e; . welche die Mitglieder in den weißen Saal eingeladen würden; 
5 1085 er nicht gebräuchlich, eine königl. Botſchaft vorher zur Kenntniß des 

räſidenten zu bringen. Die Negierung ſei ſich bewußt, jede ſchuldige hat 
fiht gegen den Präſidenten und das Haus beobachtet zu . Der Minis 
jter theilt darauf dem Haufe eine königl. Votſchaft mit, welche die Abgeord⸗ 
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neten zu der um 3 Uhr durch Herrn v. Bismarck erfolgenden Schließung des 
Hauſes nach dem weißen Saal einladet. 
5 Das Haus fährt darauf in der Debatte über den Bericht der Milſtärcom⸗ 
> miſſion fort, und wendet fih zur Spezialdisduſſirn über § 1. Abgeordneter 
N : v. Blanckenburg proteſtirt gegen die Ausführung des Referenten. Gneiſt 
ſpricht dabei jedoch aus, daß es ihm unmöglich ſei, das Gegentheil don dem, 
was in dem Commiſſionsbericht ausgeführt ſei, nachzuweiſen. — Nachdem 
der Ref. Gneiſt ihn mit wenigen Worten erwidert, wird § 1 mit großer 
Majorität verworfen. Die folgenden SS 2—32 werden ohne jede Diskuſſton 
nerworfen, und ſchließlich die ganze Regierungsvorlage bei namentlicher Ab⸗ 
ſtimmung mit 268 gegen 34 Stimmen verworfen. Es haben für die Regie⸗ 
run 9 7 5 geſtimmt: v. Aulock, Graf v. Bethuſy⸗Huc, v. Blanckenburg, 
v. Baſſe (Neuſtettin), v. Baſſe (Namslau), v. Elsner, Engelbrecht, Graf zu 
Eulenburg, Foitzick, Franz, v. Gottberg, v. Goßlow, v. Guttry, Hahn (Ra⸗ 
tibor), Hoffmann, Hübner, Jänſch, v. Gm, Kraatz (Schlawe), Kunde, von 
Mitſchke⸗Collande, v. Niebelſchütz, v. d. Oſten, Graf Renard, Freiherr von 
Richthofen, Graf v. Franken⸗Sierstorpff, Wagener (Neuſtettin), v. Waldaw⸗ 
Reitzenſtein, Dr. Wantrup, Graf v. Wurtensleben, Weltzel, Möpte; der Abs 
ſtimmung enthlät ſich Freih. b. Vincke⸗Olbendorf, Graf Schwerin hat bei 
der Abſtimmung gefehlt. 

Das Haus tritt jetzt in die Berathung über den erſten Bericht der XIII. 
Commiſſion zur Unterſuchung der Thatſachen bezüglich der bei den letzten 
Wahlen der Abg. vorgekommenen geſetzwidrigen Beeinfluſſungen der Wähler. 
Der Antrag der Commiſſton lautet: „Das Haus der Abg. wolle beſchließen: 
die im Einverſtändniß mit dem Staatsminiſterium erfolgte Weigerung des 

Miniſters des Innern, des Miniſters für Handel und des Miniſters für geiſt⸗ 
liche Angelegenheiten, den Requiſitionen der Commiſſion vom 14., 15. * 
16. Dezbr. v. J. zu entſprechen, verletzt Art. 82 der Verf.⸗Urkunde.“ 

Ein Antrag von Oſterrath, die Behandlung dieſes Gegenſtandes nicht 
mehr vorzunehmen, wird abgelehnt, und der Berichterſtatter Abg. Senff ver⸗ 
theidigt den Commiſſions⸗Antrag mit Hinweis auf das Wahlreſeript vom 
10. Oktober 186, in welchem es ausgeſprochen ſei, daß Wahlen, bei welchen 
durch ungehörige Mittel verhindert worden, daß der Ausdruck der öffentlichen 
Meinung zur vollſtändigen Geltung komme, der Regierung keine Stütze ge⸗ 
währen können. (Die Aufregung und die Unruhe im Haufe verhindern, den 
Ausführungen des Redners zu folgen; es iſt nur zu conſtatiren, daß fie von 
lebhaftem Beifall der Majorität begleitet werden.) 
Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er ſehe ſich veranlaßt, mit 
wenigen Worten auf die Ausführungen des Referenten einzugehen. Das 
Schweigen der Regierung der Commiſſion gegenüber ſei nicht aus der Abſicht 

5 8 die ſtattgehabten Thatſachen, die erlaſſenen Verfügungen 
c dem Auge der Welt und der Oeffentlichkeit zu entziehen. Die Regierung ſei 
1 der Anſicht, daß die verfaſſungsmäßige Befugniß der Commiſſion eine andere 

ſei, als die Commiſſion fie auffaſſe, und dadurch ſei die Regierung in die 
Negative gedrängt worden, welche fie der Commiſſton gegenüber eingenom⸗ 
ö men habe. Die legislative Gewalt habe keine Berechtigung, in die Executive 
ce Wie die Regierung die Sacht auffaſſe, fo ſei eine ſolche Com⸗ 
miſſion weiter nichts, als ein a — vom Hauſe ernannt, um über ge⸗ 
wiſſe beſtimmte Thatſachen Aufklärung zu verlangen; in einem ſolchen 
22 werde die Regierung alle Aufſchlüſſe geben, welche das Haus verlange. 
r verweiſe auf die Berathung über die Zöglinge des rauhen Hauſes. 855 
Belgien ſei gegenwärtig ebenfalls eine Commiſſion eingeſetzt, um verſchiedene 
bei den Wahlen vorgekommene Thatſachen zu unterſuchen. Es ſei aber da⸗ 
ſelbſt erſt ein ſpecielles Geſetz erlaſſen, welches der Commiſſion die Befugniß 
ertheile, Zeugen zu vernehmen ꝛc., weil die Verfaſſung ihr ein ſolches Recht 
nicht gebe. Bei den Wahlprüfungen habe die Regierung jeder möglichen Res 
quiſition des Hauſes bereitwillig Folge geleiſtet. Das Verfahren der Tome 
miſſion ſei Eigen die Grundpfeiler des Staates gerichtet und greife in die 
Rechte der Staatsregierung ein, ſo daß die Regierung nicht anders verfahren 
konnte, als ſie verfahren ſei. > 
Abg. Schulze (Berlin): Ich will nur als Vorſitzender der 5. Abtheilung 
conſtatiren, wie wenig die Regierung in Betreff der beanſtandeten Wahl des 
Abg. Hoffmann für Jüterbogk⸗Luckenwalde, trotz wiederholter Erinnerung 
urch Vermittelung des Präſidiums, Bereitwilligkeit an den Tag gelegt hat, 
* auf die Wünſche des Hauſes binſichtlich der Wahlen einzugehen. 2% Monat 
. ſitzt der Abgeordnete jetzt im Hauſe, obgleich ſeiner Wahl die ernſteſten Be⸗ 
8 denken entgegenſtehen. 2 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Die Staatsregierung habe ſo⸗ 
fort nach Mittheilung des betr. Beſchluſſes die Regierung in Potsdam zur 
ſchleunigen Erledigung angewieſen. Die Regierung ſei indeß in n ge⸗ 
; weſen, ob die Zeugen gerichtlich zu vernehmen ſeien und welchen Umfang die 
angeordnete dieren haben ſolle. Er habe darauf die Vernehmung 
durch einen richterlichen Beamten angeordnet und verfügt, die Unterſuchung 
ſolle innerhalb der Schranken des gefaßten Beſchluſſes erfolgen. Bis jetzt ſei 
1 nicht eingelaufen, der gute Wille zur Erleichterung der 

Sache habe der Regierung nicht gefehlt. 7 
Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen und der Antrag der Commiſſion 

mit bedeutender Majorität angenommen. al »öf ö | 
Präſiden Grabow ſchließt darauf mit folgendem Rückblick: Die königl. 
Staatsregierung hat dem Hauſe in dieſer Seſſion im Ganzen nach und nach 
bis noch vor wenigen Tagen 30 Vorlagen gemacht und 1 Staatsver⸗ 
trag, 19 Geſetzentwürfe mit Einſchluß von 3 Staatshalts⸗Etats pro 1862, 
1863,1864, 4 Verordnungen, 3 allgemeine Rechnungen pro 1859, 1860, 1861, 
1 Jahresbericht, 2 Schreiben, betreffend die Preßverordnung und die ſtraf⸗ 
| rechtliche Verfolgung des Abg. Dr. Jacoby. Von ihnen haben die verfaſ⸗ 
„ ſungsmäßige Zustimmung der beiden Häuſer des Landtages 8 Vorlagen. die 

f nur erforderlich geweſene Zuſtimmung dieſes Hauſes 3 Vorlagen erhalten, 

die Zuſtimmung des anderen Hauſes 4, noch zu gewärtigen 1 Vorlage. Der 

Staatshaushalts⸗Etat pro 1864 hat deſſen Zuſtimmung nicht erlangt. Von 

den übrigen Vorlagen ſind 3 in dieſem Hauſe ſofort verworfen, über 8 find 
zwar die Commiſſions⸗Berichte erſtattet, aber wegen des Schluſſes der Seſ⸗ 
1— noch nicht in das Plenum unſeres Hauſes gelangt und die letzten 3 auch 
in den Commiſſionen noch nicht erledigt worden. Unter ihnen befindet ſich 
die ſchon zu Anfang der Seſſton dem anderen Hauſe vorgelegte, aber noch 
nicht an uns gelangte Preßnovelle. Von den Mitgliedern des Hauſes ſind mit 
Einſchluß von 6 Jnterpellationen 25 Anträge eingebracht; davon 18 in Pleno, 

2 in den Commiſſionen erledigt, 4 wegen des Schluſſes der Seſſion in den 

Letzteren nicht berathen und 1 5 tion unbeantwortet geblieben. 

Die Zahl der bei dem Hauſe eingegangenen Petitionen beträgt 376. Da⸗ 
von ſind in den Commiſſionen berathen 161 und in ihnen wegen des Schluſ⸗ 
ſes der Seſſion, mit Einſchluß von 58 gleichlautenden Petitionen der Diſſi⸗ 
denten⸗Gemeinden unerledigt ae 215 Petitionen. Von den in den 

9 


N 


1 


N tung im Pleno nicht für ‚ge net erachtet worden. Die Abthellungen haben 
101, die 2 7 5 135 Sitzungen gehalten. Aus dieſen 236. Sitzungen 
ſind außer den Wahlprüfungsberichten 9 mündliche und 61 ſchriftliche Be⸗ 


95 in einem kaum 2 


tiſche wiederholt erfolgte Beitätigung, den unzweideutigen, durch die frivolen 
een der allerfüngſten elt zu entätt 


1 5 gegeben und trotz der erſt vor kaum acht Tagen einge⸗ 


Ken und zur 


ſtimmung.) 
Der Ber 


Neuwahl n e de fort 
Dimenſionen an, erathung über den ſeit vier 
d heut zum 1 auf der Tagesordnung des Hauſes ſtehenden 

e dens desde dee 
Tema ro 8b geben en Wortlaut und en Ge ber be reel 
! wird. Aer e TE es, das Heerweſen Preußens in den Verſaſſungs⸗ 
2 ſtaat einzureihen; der udgekloſe Zuſtand 8055 ſort und hebt dat aſ⸗ 
| »hingsmäbige Wubgehett des Hauſes der Abgeordneten gänzlich auf; der 


vielmehr eine Milderung des Strafgeſetzes, in dem 


238 


dringend gebotene Ausbau der Verfaſſung durch das Miniſter⸗Verantwort⸗ 
lichkeitsgeſetz, durch die Gemeinde⸗, Kreis⸗ und Provinzialordnung (Bravo), 
das Unterrichtsgeſetz, die Gewerbeordnung iſt vollſtändig ſiſtirt. Die libera⸗ 


en Grundſätze des Jahres 1858 find verlaſſen. Die Machtfrage verdrängt 


in unſerem engen und weiteren Vaterlande die fol. Worte: „Die Welt muß 


wiſſen, daß Preußen überall das Recht zu ſchützen bereit iſt.“ Mit ihr iſt 
die Reaction wieder aufgetreten. Sie ſetzt den Abſolutismus zum Erben des 
Schein⸗Conſtitutionalismus ein. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

Mitten in dieſen ungelöſten, ſchweren, inneren für Pie treten die tief er⸗ 
ſchütterten, äußeren Verhältniſſe hinein. Die für Preußen ſeit 1858 in 
Deutſchland gewonnenen, moraliſchen Eroberungen ſind verloren. Deutſch⸗ 
lands Einheit, welche durch Löſung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage im 
deutſchen Intereſſe endlich geſichert wäre, wird durch bundeswidrige Sonder⸗ 
bundsbeſtrebungen ſeiner Großmächte ſchwerer denn je wieder in Frage ge⸗ 
ſtellt. Die Reactibirung der heiligen Alliance mit all ihren Gefahren er⸗ 
ſcheint am europäiſchen Horizont. f 

Dies iſt die verhängnißvolle Lage unſers engern und weitern Vaterlandes. 
Und wer iſt in ihr der Rocher de bronce? Nicht die äußere Macht, ſon⸗ 
dern die freie Liebe des verfaſſungstreuen Volkes (Beifall) zu ſeinem ihm 
vertrauenden, angeſtammten verfaſſungsmäßigen Könige. Sie allein verma 
das ſturmumdräute Staatsſchiff unter der Flagge der Einheit zwiſchen Fütſt 
und Volk in den ſichern Hafen der beſchwornen Berfaffung zu führen und 
die verfaſſungswidrigen Handhaben einer ſelbſüchtigen Reaction zu überwin⸗ 
den. Sie weiß, daß die heſchworne Verfaſſung das unbeſiegbare Banner iſt, 
um welches ſich das preußiſche Volk ſtets ſcharen und welches daſſelbe gegen 
jede verfaſſungswidrige Octroyirung mit allen verfaſſungs⸗ und geſetzmäßigen 
Mitteln vertheidigen wird. (Lebhaftes Bravo.) 7 

Ihnen, meine Herren, und insbeſondere den Herren Vice⸗Praͤſidenten, 
Schriftführern und Quäftoren ſage ich meinen aufrichtigen Dank für die mir 
in der Ausübung meines Amtes gewährte freundliche Nachſicht und kräftige 
Unterſtützung während dieſer Seſſion, welche wir mit dem Ruſe ſchließen: 

och lebe Se. Majeſtät der König Wilhelm J.! 
Das Haus erhebt ſich und die Conſervativen ſtimmen ſehr lebhaft in 


das Hoch ein. N 

Abg. Sello bringt dem Präſidenten den Dank des Hauſes dar, in wel⸗ 
chen das ganze Haus, mit Ausnahme der Conſervpativen, lebhaft einſtimmt. 

Präſident Grabow dankt dem Hauſe dafür, daß es ihm durch ſeine Mit⸗ 
wirkung die Leitung erleichtert haben und ſchließt mit einem Hoch auf die 
Verfaſſung und das preußiſche Volk, welches feſt zu ſeiner Verfaſſung ſteht. 

In dieſes Hoch ſtimmt die Majorität des Hauſes und die Tribünen 
lebhaft ein. Damit ſchließt die Sitzung gegen 1% Uhr. 

11. Sitzung des Herrenhauſes (25. Jannar ). 

Die Tribünen ſind ſehr ſpärlich beſetzt, auch im Hauſe kaum 60 Mitglie 
der anweſend. Am Miniſtertiſche wien ſich anfänglich Niemand, ſpäter 
die Miniſter: Graf zur Lippe, Graf Itzenplitz und v. Bismarck. 

Präſident Graf zu Stolberg⸗Wernigerode eröffnet die Sitzung um 
11% Uhr. Auf der Tagesordnung ſteht der Commiſſtonsbericht über die 
Preßnovelle; die von der Commiſſion beantragte Schärfung des Regierungs⸗ 
Entwurfs iſt bekannt. Die Linke (dr v. Bernuth) beantragt ein Amende⸗ 
ment zu dem Regierungs⸗Entwurfe, wonach gegen die Redacteure eines 
cautionspflichtigen Blattes die Vermuthung der Urheberſchaft beſteht, bis der 
Beweis des Gegentheils geführt worden iſt. Bei der Generaldebatte befürs 
wortet der Berichterſtatter v. Daniels in einem langen, mit wenig Theil⸗ 
nahme angehörten Vortrage den Commiſſionsentwurf! Es handle ſich nicht 
um den —.— gegen den freien Meinungsausdruck, ſondern um Repreſſion 
alles Deſſen, was ein geſundes Staatsleben gefährde, die obrigkeitliche Auto⸗ 
rität untergrabe, Religion und gute Sitte gefährde. Es handle ſich um Her⸗ 
ſtellung eines geſicherten Rechtszuſtandes u. . w. Er bedauere die Abſchaf⸗ 
fung der Conceſſionsentziehung im Verwaltungswege; ſchon die Möglichkeit 
einer ſolchen Conceſſionsentziehung hat die Preſſe anſtändiger erhalten. 

Die Redefreiheit des Abgeordnetenhauſes dürfe nicht auf die Preſſe über: 
ehen. Geldſtrafen genügten nicht mehr; Gefängnißſtrafen müßten einge⸗ 
führt werden. Gegen die Erweiterungen der Commiſſion würde ſich ein reeles 
Bedenken nicht geltend machen laſſen. Schließlich weiſt Redner auf den Na: 
tionalfonds und den Nationalverein hin, welche ſtaatswidrige Zwecke verfolg⸗ 
ten und ſich dennoch dem Strafgeſetze entzögen. 3 

Herr v. Bernuth conſtatirt zunächſt, daß die Regierung ſich über ihre 
Stellung zu dem Commiſſionsantrage nicht geäußert habe. Sein Amende⸗ 
ment angehend, ſo habe ſich die Praxis allmählich in offenen Widerſpruch 


mit dem Preßgeſetz geſetzt; dagegen wolle er Abhilfe ſchaffen: dem Redacteur 


müſſe unter allen fänden der Gegenbeweis geſtattet werden. Wenn es 
in der Verfaſſung heiße, Niemand ſolle ſeinem geſetzlichen Richter entzogen 


werden, und die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs ausgeübt, 


ſo wolle die Commiſſion das Umgekehrte, und ſo würde bald nicht blos die 
extravagirende, ſondern auch die gemäßigte Oppoſitionspreſſe unterdrückt und 
nur noch Regierungsblätter geduldet werden. (O⁰ho!) Im Verfaſſungsſtaate 
aber ſei eine freie Preſſe nothwendig. (Bravo links.) 5 

Herr v. Below: Er ſei für Preßfreiheit, aber es frage ſich, wie weit 
wir dieſelbe ertragen können. Die demokratiſche Preſſe laſſe ſich nur durch 
Partei ⸗Intereſſen leiten. Die Tribüne des anderen Hauſes ſei nicht 
mehr der Sitz der Mäßigung, ſondern ein Mittel der öffentlichen Aufre⸗ 


ung. Die Kreisrichter bildeten Clubs, 8 auf offenem Markt. Das 
rinzip der Verwarnungen ſei nicht eine Beſchädigun Amer a ſondern 
er 


wendung noch eine Ermahnung vorausgehe; das 
Veet. und dieſe werde dies ſicherlich anerkennen. * 

unmehr verlieſt der Miniſterpräſident die königliche Botſchaft wegen 
Schluſſes der Seſſion. Darauf ſpricht derſelbe Namens der Staatsregierung 
dem Hauſe ſeinen Dank aus für die wirkſame Unterſtützung, welche es der⸗ 
ſelben bei ihren Beſtrebungen für das Wohl und die Ehre des Landes ge⸗ 


ſei ein Gewinn für die 


währt habe. „Wir befinden uns hinſichtlich dieſer Beſtrebungen in voller 


Uebereinſtimmung mit den Gefühlen des ganzen preußiſchen Volkes und dür⸗ 
fen ſo die Hoffnung hegen, daß es uns auch gelingen werde, 
Ziel glücklich zu erreichen.“ (Bravo.) 1 f 5 

Präſident: Nach der eben vernommenen Mittheilung habe das Haus 
von jeder weiteren Diskuſſton abzuſehen. Während der Diskuſſion ſei ein 
Schreiben von dem anderen Hauſe eingegangen, worin von der dort ſoeben 
angenommenen Reſolution wegen des Budgets Kenntniß gegeben werde. 
Der Präſident ſchlägt vor, dieſes Schreiben einfach ad acta zu legen. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Es iſt wichtig, daß aus dieſem Hauſe heraus 
ausdrücklich conſtatirt werde, wie wenig wir durch die Beſchlüſſe des andern 
sum berührt werden, ſo weit dieſelben uns betreffen. ) 

eſchlüſſe die Staatsregierung betreffen, dürfen wir das Weitere dieſer 
überlaſſen; fie wird willen, was fie zu thun habe. Was uns betrifft, fo 
kennen wir unſere Befugniß zur Genüge; in dieſer Kenntniß haben wir un⸗ 
ſere Beſchlüſſe gefaßt, und ein Beſchluß des Abg.⸗Hauſes, welcher ſich ein 
Urtheil über unſere Beſchlüſſe erlaubt, iſt verfaſſungswidrig und deshalb ſel⸗ 
ber null und nichtig. Ich ſchlage vor, das Schreiben ad acta zu legen. 

Graf 4 5 Der Beſchluß des Abgeordnetenhauſes iſt formell un⸗ 
zuläſſig, da daſſelbe nicht befugt iſt, über uns zu Gericht zu ſitzen; ebenſo 
materiell unzuläſſig, da wir nicht das Recht des anderen Hauſes 
beeinträchtigen, ſondern uns nur mit den Poſitionen der Regierung 
einverſtanden erklären wollen. (Bravo!) ) 

Nachdem die Majorität beſchloſſen, das Schreiben ad acta zu legen, dankt 
der Präſident dem Haufe, den Quäſtoren u. . w., wirft einen Rückblich 
auf die Thätigkeit des Hauſes und fügt hinzu: „Bei der Eröffnung der dies⸗ 
maligen Legislaturperiode haben wir Alle mit bewegtem Herzen den Wunſch 
Sr. Majeſtät vernommen, es möge das Ende des leidigen Jerwürfniſſes durch 
die aufrichtige Mitwirkung der beiden Häuſer herbeigeführt werden. Dieſer 
Wunſch iſt leider nicht erfüllt worden, er iſt unerfüllt geblieben unter Verhält⸗ 
niſſen, die es wünſchenswerth machen, daß keinerlei Zwiespalt, keinerlei Zer⸗ 
würfniß in unſerem Staate herrſche, ſondern daß vielmehr durch eine volle 
Einmüthigkeit Aller der Muth der Feinde gebrochen würde. So walte denn 


aben 


Gott, daß Se. Maj. der König, gleich ſeinen erlauchten Vorfahren, an der 
Spitze eines treuen Volkes ſiege im Kampfe gegen alle ſeine Feinde 10 


aller Beſtrebungen der Fortfchrittspartei und ihrer Führer.“ 5. 
Nach einem — Hoch auf den König drückt die Verſammlung, 
aufgefordert durch Herrn d. Frankenberg, dem Präſidenten ihren 

ihre Anerkennung für ſeine 

hen aus. — Der Praſident dankt und ſchließt die Sitzung um 174 u 


} 0 || > 141 ; 
K. C, [Die Schließung der Seſſion] erfolgte nach 3 Uhr im wei: 
ßen Saale des königl. Schloſſes. 

ausgefallen, als dieſesmal, 


hr. 


ßregel war 1 
plötzlich eingeleitet, daß man in der Stadt kaum davon wußte und daß nicht 
einmal die übliche Anzahl Neugieriger ſich eingejunbenn bite Im Saale 
ſelbſt erſchienen etwa gegen 80 Mitglieder der N 
Mitglieder des Herrenhauſes; aus dem Abgeordneten⸗Hauſe waren nur die 
Conſervativen und die fat’ 79075 Fraktion vertreten; außerdem waren Prä⸗ 
fivent Grabow, Herr v. Winde und Herr v. Bonin anweſend. Die Diplo; 
matie war gar nicht verkreten; in der Hofloge einige ie Hier un Erſt 
nach 3% uhr erſchienen von der Bildergallerie her die Miniſter und ſtell⸗ 
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Deer raſche Schluß iſt e 


en An⸗ 


das angeſtrebte 
| 


In ſo weit dieſe 77 


Beben k 


Dank und 
mſicht und feine Unparteilichkeit durch Aufſte⸗ pr 


Dürftiger iſt dieſe Ceremonie noch nie 
A; Kein Zeichen verkün ete Bean am Schloſſe, 
daß eine Seffion der Landesvertretung zu Ende gehe; die Ma 


eiden Häuſer, überwiegend“ 


7 4 5 
ur f 
A. % ? 5 


ten ſich zur Linken des — wie üblich, verhängten — Thrones auf. — 
Der Miniſterpräſident v. Bismarck verlas darauf die Schlußrede mit 
feſter nichts weniger als ſanfter Stimme. Nachdem er geendet, brachte der 
Präſident des Herrenhauſes ein Hoch auf Se. Majeſtät aus, in welches die 
ammlung dreimal einſtimmte. ad g 

I neuer Sieg des Herrn v. Bismarck; er hat die 

Sache als eine große Principienfrage entſchieden wiſſen wollen und iſt mit 
dieſer Anſicht gegen die ſachlichere Anſchauung des Handelsminiſters durch⸗ 
edrungen, welcher das Intereſſe der Eiſenbahnvorlagen geltend zu machen 
uchte. Daß es in den letzten Tagen in den oberen Kreiſen ſtark aufs und 
abgegangen iſt, beweiſt die durchaus wechſelnde Haltung der Miniſter in 
den Stzungen des Abgeorpnetenhauſes vom Freitag und Sonnabend. Endlich hat 
eben wiederum die jchärfite Strömung obgeſtegt. Das beweiſt die Schluß rede 
des Herrn Miniſterpräſidenten; ſie iſt von Anfang bis zu Ende nichts als 
die ſchärfſte Strafrede, welche Herr v. Bismarck an den Stufen des Thro⸗ 
nes dem Abgeordnetenhauſe zu halten die Erlaubniß ſich genommen hat. 
In der parlamentariſchen Geſchichte iſt fie ohne Beiſpiel. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 25. Januar, Nachm 3 Uhr. Die zproz. an Folge der 
Nachricht, daß Dänemark vorgeſchlagen, ihm zur verfaſſungsmäßigen Zurück⸗ 
nahme der Novemberverfaſſung Friſt zu geben, in günſtiger ru zu 
66, 35, ſtieg bis 66, 45, wich dann aber auf das Gerücht, die deutſchen 
Großmächte hätten den däniſchen Vorſchlag zurückgewieſen, auf 66, 30 und 
ſchloß unbelebt in träger Ne u dieſem Courſe. Für die italieniſche 
Rente war die Stimmung eine el, das Geſchäft darin aber unbelebt. 
Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91 eingetroffen. Schluß⸗Gourſe: 
Iproz. Rente 66, 30. Italien. 5proz. Rente 68, 65. Ital. neueſte Anleihe 
Zproz. Spanier 49%, iproz. Spanier 45. Deſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Aktien 391, 25. Credit⸗Mobilier⸗Attien 1021, 25. Lombard. Eiſendahn⸗ 
Aktien 516, 25. 

London, 25. Januar, Nachm. 3 Uhr. Silber 62%. Conſols 90% 
proz. Spanier 45%. Merifaner 35%. öproz. Ruſſen 91. Neue Ruſſen 
837%. Sardinier 83. ; { 

Wien, 25. Januar, Nachm. 12% Ubr. Günſtige Stimmung. 5proz. 
Metalliques 72, 25. 4 proz. Metalliques 63, 75. 1854er Looſe 90, 75. 
Bank⸗ Aktien 780, —. Nordbahn 169, —. National: Anlehen 80, 10. 
Credit⸗Aktien 181, 40. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 189 —. London 
120, 10. Hamburg 91, 25. Paris 17, 50. Gold —. Böhmiſche Weſt⸗ 
bahn 153, 50. Neue Looſe 131,75 860er Looſe 93, 40. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn 244, —. K 
sert a. M., 25. Jan., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Günftige 
Stimmung. Böhmiſche Weſtbahn —. Finnländiſche Anleihe 84% Br. — 
Schluß⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 136%. Wiener Wechſel 95%. Darmſt. 
Bank⸗Aktien 210%. Darmit. Zettel⸗Bank nk 5proz. Metalligues 58% B. 
4Aproz. Metall. 51 B. 1854er Looſe 72%. Oeſterr. 

Oeſterr.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien — 0 
Oeſterreich. Eredit⸗Altien 17344. Oeſterreich. Eliſabetbahn 111. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 25 , B. Heſſ. Ludwigsbahn 122. Neueſte öſterr. Anleihe 76%. 

1 25. Jan, ) i 
ziemlich matt, nur Mexicaner begehrter. Weſtwind. Zwei Grad Wärme. 
Elbeis für Wagen kaum noch paſſirbar. Schluß⸗Courſe: Pational⸗Anleihe 
65 Br. Oeſterr. Credit⸗Aktien 7314. Vereinsbank ‚105%. Norddeutſche 
Bank 102. Rheiniſche 93. Nordbahn 54% Br. Finnländ. Anl. 84 Br. 


Disconto 4, 3%. 
[Getreidemarkt.] Unverändert und ſtille, nur 


Hamburg, 25. Jan. 
: illi irt. J feſt, Mai 24%, Oktober 
Oſtſee⸗Roggen billiger, doch vergebens offerirt. Del ſeſt, 45 beat. 8225 


24%. Kaffee loco 1500 Sack Santos ex Laura 7% 
verkauft loco 1000 Ctr. 11%. 5 
Liverpool, 25. Januar. [Baumwolle.] 6,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen vergangenen Sonnabend unverändert. R - 
London, 25. * Getreidemarkt (Schlußbericht.) In Weis 
en, Gerſte, Bohnen, Erbſen langſames Geſchäft zu unveränderten 
reiſen. Hafer geſchäftslos und flau. — Wetter wolkig. 


Berliner Börse vom 25. Januar 1864, 
Eisenbahn-Stamm-Astien. 


Freiw. 8 Anl. . . - Dividende pro 1861 18% Zr. 
“Anl. 188 104% ba. 
ug 0 la ba be. Auchen-Dünnord., 1 fs lin 
„ Amsterd-Rottd, | 5 
dito 564% bz. Berg.-Märkische| 6 
"dito 99% ba. Boerlin-Anhalt.. .| 8 
dito ul ba. Berlin-Hamburg| 6 6 
dito / 94% 6. Berl.-Potad.-Mg. 
Staats-Schuldscheine]; 2 — : 
Präm.-Anl. von 18581321119 B. ee ZUR 
Berliner Stadt-Ob!. . 101, bz. Oöln-Mind .. 
9 Kur- u. Neumärk nr B. r 
Pommersche. b. dito gb. . 2 
& Pose nsch Be — * Trior. 
EN to 8 ; ae, 8 
2 dito nene. vn. Ä 2 10 
a ische. 1 Hagd.-Leipaig. 
— — "Magd..Wittenbg 
8 Posengehe 5 Mainz-Lud 
& [Preussische. .. . 44 B. Mecklenburger. 
3 J Westph. u. Rhein. 4 @. Noeiase-Brieger. 
Sächsische. 44 97% 6. Niodrschl. 
Schlesische . . . 4 7% bz. n 1 
Lowisd’or 11014 B. est Bankn. 92% br. Odersdhdd Au 
Goldkronen b. 7 ½ G |Poln.Bankn. 86 G. dito 
Ausländische Fonds. dito 
Oosterr, Metalliques. 5 99 B. Oostr. Fr. St-B 
dito Nat.-Anl. % [66 a 687, ba ——— 
‚dito Lott.-A. v. 6% 4 „ br 0 r 
dito 4er Pre. 4 14% B. ea 
dito Eisenb.-L,..|-- B. Naheb 
Russ. Engl. Anl. | bz. ey Gldb. 
dito 4% % Anku. 4 3 
dito Poln. Sch.- Ob. 14% 6. ! 
III. 


4 U. Em. 19%, ebe ba u. G. — a 
Poin. Obl. 4 B. ank un 
dito 4 300 E ba. 4 Industrie-Pa 
dito à 200 F. — — n 4 
Kurhess. 49 Thür. . — |53 etw. br — inkl 1 @ 
Baden. 35 Fl. Loose. — JO etw. bu Zur a . a 1 1 
Bisenbahn-Prioritäts-Aotien. Darst, Zetteib.| 54 | 9 4 100%, 8. 69 
Borg.- Märkische ; } aer Bank 7 B 
dito II. 6. Gothaer „ 4 9 15 
dito IV. ur Hannoversche B. g 
dito III. v. St. 4% g. ba. Hamb. Nordd, B.| B | 6 > 
Cam Minden. B. „ Vereins-B. ‘6 1 
dito II. 103 5 Königshorger B. 5 0 
dito i Boy dr a 2 1010 . 
1 III. 5 agdeburger B. 3 j 
— gr 1 5 Posener Bank. 6 sh 9¹ 25 ba. 
alto . 4006 . 
Cos.-Oderb. mm): A. 2 * 6. 
dito 5 „. Zu E. 
Niodersch!. Märk. %B 
“ie i e s|s — 
e 5 6% je 0 
0 N . 
Niederschl, Zwoigb 5 all 14 
t. G. — — .- 7 14 daun 
Oberschles. A — — — 467% h 8 
e B.. 30054 B. 3 * 69 Ban) 
dito C. u. D. A 194 bs. 9 1 0 8. . 
% F. . zul Nb a de 
Kenne B. 
Oest. Fran B. 6 4 6 MB z 
Aer —— 81 etw. bz — 
ein. v. gar. Fe ee 
Rhein.-Nahe-B, gar.. Frs. Kisonhbäf. 4 * 2 
# Breslau, 26. Jan. Wind: Wetter trabe. t 


Früh Weſt. Thermomete 

rüh 2“ Wärme. Die waren am heutigen M \ 0 

reich, die Haltung der Neelſe was im Allgemeinen —— wenig umfang 
or der Börfe, dert. 


Rohes Rüböl pr. Ctr. loco und Termine 10 % Tbl. — 
e , De 


Meteorologiſche Beobachtungen. 
| Ba: [„euft: ‘ 


Tempe⸗ Ace 
rometer. ratur. tan Wetter. 


jahr 14 Thlr. 


Der Barometerſtand beo Erd. 
in Parifer Linien, die Tempera⸗ 
fur der Luft nach Reaumur. 


Breslau, 25, Jan. Ti Ab. 335,92, 4% W. 

26. a | 336,44 A 144 . 2 | Zn 
26. Jan. [Waſſerſtand.] O.%, 18 Ey 777 | 

Breston, 26. 2 eis nd 0 3 F. 5 F. u. P. 1 F. 9 ;. 
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ational⸗Anleihe 64%. | 
Oeſterr. Bankantheile 760 B. 


achm. 2½ Uhr. Geſchäft beſchränkt. Stimmung 


